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BGH 4 StR 29/25 - Beschluss vom 26. Marz 2025 (LG Deggendorf)

Ausschluss des Angeklagten von einer Zeugenvernehmung (Ausschluss auch von der Inaugenscheinnahme
des duBeren Erscheinungsbildes des Zeugen: Anwesenheitsrecht des Angeklagten, Anspruch auf rechtliches
Gehor, Recht auf angemessene Verteidigung, Schutz des Zeugen vor Retraumatisierung, Abgrenzung von
Vernehmung und Augenschein).

Art. 103 Abs. 1 GG; Art. 6 Abs. 3 lit. c EMRK; § 86 StPO; § 247 Satz 2 StPO; § 338 Nr. 5 StPO
Leitsédtze des Bearbeiters

1. Dem Recht des Angeklagten auf Anwesenheit in der Hauptverhandlung, das ihm aufgrund seines Anspruchs
auf rechtliches Gehor und angemessene Verteidigung in Art. 103 Abs. 1 GG sowie durch Art. 6 Abs. 3 lit. ¢
EMRK garantiert wird, kommt eine hohe Bedeutung zu. Es kann daher nur in eng begrenzten Ausnahmefilien,
in denen andere gewichtige Belange entgegenstehen und eine Einschriankung seiner grundsitzlich zu
gewdhrleistenden Anwesenheit verlangen, eingeschrankt werden.

2. Fiir die Ausnahme des § 247 Satz 2 StPO ist grundsétzlich mit Blick auf die Bedeutung des
Anwesenheitsrechts des Angeklagten eine restriktive Auslegung geboten. Der mit einem Ausschluss
zwangslaufig verbundene Eingriff in die Autonomie des Angeklagten ist aus Griinden der VerhdltnismaRigkeit
auf solche Verfahrenshandlungen zu beschranken, bei denen der Schutzzweck den Ausschluss unbedingt
erfordert.

3. Der Zeugen- und Opferschutz im Fall des § 247 Satz 2 StPO kann es jedoch gebieten, den
Vernehmungsbegriff auf die Inaugenscheinnahme des duBeren Erscheinungsbildes des Zeugen zu erstrecken.
Dies kommt insbesondere in Betracht, wenn bei einem Zeugen im Fall einer Konfrontation mit dem Angeklagten
ein hohes Risiko fiir eine Retraumatisierung besteht. In diesen Fillen ist es zur Vermeidung jedweden
Zusammentreffens von Angeklagtem und zu schiitzendem Zeugen regelmiBig unabdingbar, den Angeklagten
auch von der Augenscheinseinnahme des Zeugen auszuschlieBen.

4. Das Betrachten der @uBeren Erscheinung im Sinne der sich offen darbietenden Kérperbeschaffenheit eines
Zeugen wahrend seiner Befragung gehort zur Vernehmung. Eines formlichen Augenscheins bedarf es dazu
nicht. Fiir die Frage, ob der Ausschluss des Angeklagten von der gesamten Zeugenvernehmung einschlieBlich
Inaugenscheinnahme rechtméaBig war, kann deshalb dahinstehen, ob im jeweiligen Einzelfall eine eigenstandige
Inaugenscheinnahme stattgefunden hat.

Entscheidungstenor

Die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Landgerichts Deggendorf vom 12. August 2024 wird als
unbegriindet verworfen.

Der Beschwerdefihrer hat die Kosten des Rechtsmittels und die der Nebenkldgerin im Revisionsverfahren
entstandenen notwendigen Auslagen zu tragen.

Griinde

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen sexuellen Missbrauchs von Kindern in zwei Fallen, fahrlassiger Trunkenheit
im Verkehr und sexuellen Missbrauchs von Kindern ohne Kdrperkontakt mit dem Kind in Tateinheit mit Vorbereitung des
sexuellen Missbrauchs von Kindern zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von zwei Jahren und sechs Monaten verurteilt.
Zudem hat es den Entzug seiner Fahrerlaubnis angeordnet und eine Fahrerlaubnissperre bestimmt. Die auf die Rigen
der Verletzung formellen und materiellen Rechts gestitzte Revision des Angeklagten ist unbegriindet im Sinne des § 349
Abs. 2 StPO.

Die Uberpriifung des Urteils auf Grund der Revisionsrechtfertigung hat zum Schuld- und Strafausspruch aus den Griinden
der Antragsschrift des Generalbundesanwalts keinen Rechtsfehler zum Nachteil des Angeklagten ergeben.

Nahere Ausfiihrungen sind lediglich zu dem behaupteten Verstol3 gegen § 338 Nr. 5, § 247 Satz 2 StPO veranlasst.
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1. Der Abwesenheitsriige liegt folgendes Verfahrensgeschehen zugrunde:

Der Angeklagte hat sich zu Beginn der Hauptverhandlung zur Sache eingelassen und eingerdumt, der Nebenklagerin am
19. September 2023 zunachst bei einem Lokalbesuch und anschlieRend in seinem Hotelzimmer einen Zungenkuss
gegeben zu haben. Eine Kenntnis des Alters der damals 13 Jahre und sechs Monate alten Nebenkldgerin hat er
bestritten. Auch habe er keine weiteren sexuellen Handlungen an ihr vorgenommen. Im weiteren Verlauf der
Hauptverhandlung wurde die inzwischen 14 Jahre alte Nebenklagerin zeugenschaftlich vernommen. Fur die Dauer ihrer
Vernehmung wurde der Angeklagte gemaR § 247 Satz 2 StPO aus dem Sitzungssaal entfernt. Dem lag eine fachérztliche
Stellungnahme zugrunde, wonach bei der Nebenklagerin im Fall einer Konfrontation mit dem Angeklagten ein hohes
Risiko fur eine Retraumatisierung bestiinde, in deren Folge eine deutliche Verschlechterung ihres Zustands und damit ein
erheblicher Nachteil fur ihre Gesundheit zu befiirchten sei. Der Angeklagte verlie® den Sitzungssaal und verfolgte die
weitere Verhandlung mittels VideoUbertragung. Nach ihrer Aussage wurde die Nebenklégerin férmlich in Augenschein
genommen. Diese Beweiserhebung ist protokolliert. Danach wurde die Zeugin unvereidigt entlassen und der Angeklagte
nach seiner Rickkehr in den Sitzungssaal gemaR § 247 Satz 4 StPO uber den wesentlichen Inhalt der Aussage der
Nebenklagerin unterrichtet. Erklarungen nach § 257 StPO wurden nicht abgegeben; die Inaugenscheinnahme der
Nebenklagerin wurde nicht wiederholt. Ausweislich der Urteilsgrinde hat die Jugendkammer dem &ulReren
Erscheinungsbild der Nebenklagerin in der Hauptverhandlung indizielle Bedeutung fir die Kenntnis des Angeklagten ihres
kindlichen Alters zur Tatzeit beigemessen.

2. Der von der Revision behauptete absolute Revisionsgrund der Verletzung des Anwesenheitsrechts des Angeklagten
(§ 338 Nr. 5i.V.m. § 230 Abs. 1, § 247 Satz 2 StPO) liegt nicht vor, weil sein Ausschluss von der Zeugenvernehmung
der Nebenklagerin nach § 247 Satz 2 StPO auch die Augenscheinseinnahme ihrer duBeren Erscheinung mit umfasste.

a) Dem Recht des Angeklagten auf Anwesenheit in der Hauptverhandlung, das ihm aufgrund seines Anspruchs auf

rechtliches Gehor und angemessene Verteidigung in Art. 103 Abs. 1 GG sowie durch Art. 6 Abs. 3 lit. ¢ EMRK garantiert
wird, kommt eine hohe Bedeutung zu (vgl. BGH, Beschluss vom 21. April 2010 - GSSt 1/09, BGHSt 55, 87 Rn. 14; Urteil
vom 22. August 2017 - 1 StR 216/17, NStZ 2018, 156, 157; jew. mwN). Es kann daher nur in eng begrenzten
Ausnahmeféllen, in denen andere gewichtige Belange entgegenstehen und eine Einschrankung seiner grundsatzich zu

gewabhrleistenden Anwesenheit verlangen, eingeschrankt werden. Eine solche Ausnahme enthalt § 247 Satz 2 StPO.

Diese Vorschrift - von der die Jugendkammer vorliegend Gebrauch gemacht hat - regelt den Ausschluss des Angeklagten

wahrend der Vernehmung des Zeugen zu dessen Schutz (vgl. KK-StPO/Diemer, 9. Aufl., § 247 Rn. 1; BeckOK-
StPO/Berg, 54. Ed., § 247 Rn. 6). Welche Verfahrensvorgange vom Begriff der Vernehmung im Sinne des § 247 Satz 2
StPO erfasst werden, wird vom Gesetz nicht ndher bestimmt. Grundsétzich ist jedoch mit Blick auf die Bedeutung des
Anwesenheitsrechts des Angeklagten eine restriktive Auslegung geboten (vgl. BGH, Beschluss vom 21. April 2010 -
GSSt 1/09, BGHSt 55, 87 Rn. 14 mwN). Der mit einem Ausschluss zwangsléufig verbundene Eingriff in die Autonomie
des Angeklagten ist aus Griinden der VerhaltnismaRigkeit auf solche Verfahrenshandlungen zu beschrénken, bei denen

der Schutzzweck den Ausschluss unbedingt erfordert (vgl. BGH, Beschluss vom 21. April 2010 - GSSt 1/09, BGHSt 55,
87 Rn. 15 mwN).

b) Gemessen daran gebietet es der Zeugen- und Opferschutz im Fall des § 247 Satz 2 StPO, den Vernehmungsbegriff
auf die Inaugenscheinnahme des duReren Erscheinungsbildes der Zeugin - hier der Nebenkléagerin - zu erstrecken.

aa) Wurde - wie hier - der Angeklagte zu Recht nach § 247 Satz 2 StPO fir die Dauer der Vernehmung einer
minderjahrigen Zeugin aus dem Sitzungssaal entfernt, weil bei dieser Zeugin im Fall einer Konfrontation mit dem
Angeklagten ein hohes Risiko fiir eine Retraumatisierung besteht, wirde der Zweck dieser Maflnahme vereitelt, wenn
eine Inaugenscheinnahme des &uferen Erscheinungsbildes der Zeugin wiederum in Anwesenheit des Angeklagten
stattfinden misste. Vielmehr ist es zur Vermeidung jedweden Zusammentreffens von Angeklagtem und zu schiitzendem
Zeugen regelmafig unabdingbar, den Angeklagten auch von der Augenscheinseinnahme des Zeugen auszuschlieen.
Insoweit kénnte sogar zu besorgen sein, dass der Zeuge bei der Durchfihrung des Augenscheins noch intensiver der
Begegnung mit dem Angeklagten ausgesetzt wére als bei seiner Vernehmung. Denn konsequenterweise misste dem
Angeklagten als Prozessbeteiligtem dann auch das Recht zugesprochen werden, den Augenschein selbst vorzunehmen
und sich zu diesem Zweck dem Zeugen zu ndhern (vgl. BGH, Beschluss vom 12. September 2007 - 2 StR 187/07 Rn.
17). Es liegt daher auf der Hand, dass eine derartige Konfrontation wahrend der Augenscheinseinnahme fiir den Zeugen
ebenso einen erheblichen Nachteil fir sein Wohlergehen besorgen lieRe wie seine Vernehmung im Beisein des
Angeklagten.

Ein anderes Prozedere, das zugleich das Anwesenheitsrecht des Angeklagten gewahrleistet und eine Begegnung
zwischen Zeugen und Angeklagtem vermeidet, ist durch das Gericht, wenn es die Person des Zeugen unmittelbar zum
Gegenstand eines Augenscheins machen will, nicht zu gestalten (anders beim Ausschluss von der Verhandlung tber die
Entlassung des Zeugen: vgl. BGH, Beschluss vom 21. April 2010 - GSSt 1/09, BGHSt 55, 87 Rn. 16 ff.; vgl. auch Urteil
vom 31. Mai 1990 - 4 StR 112/90, BGHSt 37, 48, 49 [§ 247 Satz 2 StPO entsprechend auf die Vereidigung]).

bb) Es kann danach dahinstehen, ob im vorliegenden Fall in der Sache Uberhaupt eine eigenstandige
Inaugenscheinnahme stattgefunden hat. Denn das Betrachten der &ufleren Erscheinung im Sinne der sich offen
darbietenden Korperbeschaffenheit eines Zeugen wahrend seiner Befragung gehért zur Vernehmung. Eines férmlichen
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Augenscheins bedarf es dazu nicht (vgl. BGH, Urteil vom 28. November 1973 - 3 StR 183/73, bei Dallinger MDR 1974,
367 f.: die Entscheidung betraf die visuelle Wahrnehmung der Narbe eines Angeklagten, bezieht sich aber auf die

allgemeine Abgrenzung zwischen Vernehmung und Augenschein, die insoweit auch fir Zeugen gilt, vgl. hierzu BGH, Urteil

vom 5. Marz 1954 - 5 StR 661/53, BGHSt 5, 354, 356; Hanack, JR 1989, 254, 256; Schmitt in Meyer-GolRner/Schmitt,
StPO, 67. Aufl., § 86 Rn. 14; MuKo-StPO/Trlick, 2. Aufl., § 86 Rn. 23; BeckOK-StPO/Goers, 54. Ed., § 86 Rn. 12.).

Dass vorliegend die Augenscheinseinnahme Uber die schon wahrend der Anhérung der Nebenklagerin evidente
kérperliche Betrachtung hinausgegangen ware, hat weder die Revision vorgetragen noch ergeben die Urteilsgriinde
hierfir irgendeinen Anhaltspunkt. Dass die Jugendkammer es vorliegend gerade nicht bei der Vernehmung der
Nebenklagerin belassen, sondern diese im Anschluss an die Befragung noch férmlich in Augenschein genommen hat,
fuhrte danach nicht zu einer anderen Sichtweise. Denn diesem Verfahrensvorgang k&me dann keine selbststandige
Bedeutung mehr zu (vgl. Becker in Lowe-Rosenberg, StPO, 27. Aufl., § 247 Rn. 34). Vielmehr erschopfte er sich in der
erneuten visuellen Wahrnehmung der Nebenklagerin, die allen (prasenten) Prozessbeteiligten bereits wahrend der
vorangegangenen Zeugenvernehmung moglich gewesen war.

3/3



	Rechtsprechung (hrr-strafrecht.de)
	BGH 4 StR 29/25 - Beschluss vom 26. März 2025 (LG Deggendorf)
	Ausschluss des Angeklagten von einer Zeugenvernehmung (Ausschluss auch von der Inaugenscheinnahme des äußeren Erscheinungsbildes des Zeugen: Anwesenheitsrecht des Angeklagten, Anspruch auf rechtliches Gehör, Recht auf angemessene Verteidigung, Schutz des Zeugen vor Retraumatisierung, Abgrenzung von Vernehmung und Augenschein).   Art. 103 Abs. 1 GG; Art. 6 Abs. 3 lit. c EMRK; § 86 StPO; § 247 Satz 2 StPO; § 338 Nr. 5 StPO
	Leitsätze des Bearbeiters
	1. Dem Recht des Angeklagten auf Anwesenheit in der Hauptverhandlung, das ihm aufgrund seines Anspruchs auf rechtliches Gehör und angemessene Verteidigung in Art. 103 Abs. 1 GG sowie durch Art. 6 Abs. 3 lit. c EMRK garantiert wird, kommt eine hohe Bedeutung zu. Es kann daher nur in eng begrenzten Ausnahmefällen, in denen andere gewichtige Belange entgegenstehen und eine Einschränkung seiner grundsätzlich zu gewährleistenden Anwesenheit verlangen, eingeschränkt werden.   2. Für die Ausnahme des § 247 Satz 2 StPO ist grundsätzlich mit Blick auf die Bedeutung des Anwesenheitsrechts des Angeklagten eine restriktive Auslegung geboten. Der mit einem Ausschluss zwangsläufig verbundene Eingriff in die Autonomie des Angeklagten ist aus Gründen der Verhältnismäßigkeit auf solche Verfahrenshandlungen zu beschränken, bei denen der Schutzzweck den Ausschluss unbedingt erfordert.   3. Der Zeugen- und Opferschutz im Fall des § 247 Satz 2 StPO kann es jedoch gebieten, den Vernehmungsbegriff auf die Inaugenscheinnahme des äußeren Erscheinungsbildes des Zeugen zu erstrecken. Dies kommt insbesondere in Betracht, wenn bei einem Zeugen im Fall einer Konfrontation mit dem Angeklagten ein hohes Risiko für eine Retraumatisierung besteht. In diesen Fällen ist es zur Vermeidung jedweden Zusammentreffens von Angeklagtem und zu schützendem Zeugen regelmäßig unabdingbar, den Angeklagten auch von der Augenscheinseinnahme des Zeugen auszuschließen.   4. Das Betrachten der äußeren Erscheinung im Sinne der sich offen darbietenden Körperbeschaffenheit eines Zeugen während seiner Befragung gehört zur Vernehmung. Eines förmlichen Augenscheins bedarf es dazu nicht. Für die Frage, ob der Ausschluss des Angeklagten von der gesamten Zeugenvernehmung einschließlich Inaugenscheinnahme rechtmäßig war, kann deshalb dahinstehen, ob im jeweiligen Einzelfall eine eigenständige Inaugenscheinnahme stattgefunden hat.
	Entscheidungstenor
	Gründe



